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101 Verordnung 


über die Preisſtellung und Auszeichnung von Waren in Gulden. 
Vom 4. Mai 1935. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 63, 65, 70 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 

Mit Rüdjiht darauf, daß im Gebiet der Freien Stadt Danzig der Gulden und der Pfennig als 
alleiniges geſetzliches Zahlungsmittel gelten ($ 1 des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 22. November 1923 — G. Bl. S. 1299 —) wird verboten, im 
Einzelhandel Preiſe in anderen Rechnungseinheiten als Gulden und Pfennigen auszuzeichnen oder Waren 
in anderen Rechnungseinheiten zu verkaufen, unbeſchadet jedoch des Rechts, auf Wunſch der Gegenſeite 
andere Zahlungsmittel an Zahlungsſtatt anzunehmen. 

Dem Einzelhandel im Sinne des Abſ. 1 werden gleichgeſtellt alle gewerblichen Leiſtungen, welche 
handwerksmäßig erfolgen, der Geſchäftsverkehr im Gaſt⸗ und Schankwirtsgewerbe, bei Veranſtaltung 
bei öffentlichen Luſtbarkeiten und bei öffentlichen Verkehrsunternehmungen jeder Art. 


8 2 
Das Verbot des $ 1 gilt auch für den Abſchluß von Verträgen über den Verkauf, die Lieferung 
und Herſtellung von Waren ſowie gewerbliche Leiſtungen zwiſchen Erzeugern und Herſtellern von 
Waren, Großhändlern und Kleinhändlern, ſofern beide Vertragsteile ihren Wohnſitz im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig haben und der Verkauf, die Lieferung und Herſtellung von Waren oder die 
gewerblichen Leiſtungen zum Verbrauch im Inlande erfolgen. 
Ausgenommen ſind Verträge über ſolche Waren, die ſeit jeher auf Grund von Handelsgebräuchen 
= ausländiſchen Währungen gehandelt werden, wenn der Abſchluß der Verträge in dieſer Währung 
olgt. 
83 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der 88 1 und 2 werden mit Gefängnis und mit 
Geldſtrafe bis zu 100 000, — Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft; im Falle der wieder⸗ 
holten Zuwiderhandlungen oder in beſonders ſchweren Fällen kann auf Zuchthaus erkannt werden. 


8 4 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 4. Mai 1935 in Kraft. 
Danzig, den 4. Mai 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth v. Wnuck Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


102 Zweite Verordnung 


zur Verhinderung ungerechtfertigter Preisſteigerungen. 
Vom 4. Mai 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 65 und 70 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 5. 1935) 


620 


8 1 

Offenen Ladengeſchäften ſowie ſonſtigen Verkaufsſtellen iſt es verboten, Waren und Warenbe⸗ 
ſtände zu Zwecken der Preisſteigerung oder in der Erwartung, höhere Preiſe zu erzielen, zurückzu⸗ 
halten. Das gleiche gilt für Erzeuger, die ihre Waren unmittelbar an Verbraucher auf Wochen⸗ 
märkten zu verkaufen pflegen. 

Die am 30. April 1935 in Läden oder Lagerräumen vorhandenen oder bei Dritten zur Ver⸗ 
fügung des Ladeninhabers ſtehenden Waren ſind zu den bis zum 30. April 1935 geltenden Preiſen 
an Verbraucher in den im Kleinhandel üblichen Mengen abzugeben, ſoweit nicht Ausnahmen gemäß 
$ 2 der Verordnung zur Verhinderung ungerechtfertigter Preisſteigerungen vom 1. Mai 1935 (G. Bl. 
S. 611) geſtattet ſind. 

82 


Großhändler, Erzeuger und Herſteller von Waren haben die am 30. April 1935 in ihren Ge 
ſchäftsräumen befindlichen ſowie bei Dritten zu ihrer Verfügungsbefugnis ſtehenden Waren zu den 
am 30. April 1935 geltenden Preiſen an Wiederverkäufer in den im Großhandel üblichen Mengen 
abzugeben, ſoweit nicht Ausnahmen gemäß $ 2 der Verordnung zur Verhinderung ungerechtfertigter 
Preisſteigerungen vom 1. Mai 1935 (G. Bl. S. 611) geſtattet ſind. 


83 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der 88 1 und 2 werden nach § 5 der Verordnung zur 
Verhinderung ungerechtfertigter Preisſteigerungen vom 1. Mai 1935 (G. Bl. S. 611) mit Gefängnis 
und mit Geldſtrafe bis zu 100000, — Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft; im Falle der 
wiederholten Verkaufsverweigerung oder in beſonders ſchweren Fällen kann auf Zuchthaus erkannt 
werden. 
8 4 


Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. Mai 1935 in Kraft. 
Danzig, den 4. Mai 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
f Greiſer Huth v. Wnuck Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


